
Sozialgericht Dortmund Postfach 105003 44047 Dortmund 

S 33 AS 3869/1 0 ER 

Herrn 
Wilfried Mohr 
lserlohner Straße 9 
58675 Hemer 

Sozialgericht Dortmund 
Geschäftsstelle 

- 

S 33 AS 3869/10 ER: Wilfried Mohr ./. Arbeitsgemeinschaft Märki- 
scher Kreis - Widerspruchsstelle - 
Anlage 
1 

Sehr geehrter Herr Mohr, 

als Anlage wird übersandt: 

- Ausfertigung des Beschlusses vom 13.09.201 0 

zur Kenntnisnahme. 

Mit freundlichen Grüßen 
Auf Anordnung 
Guthof 
Regierungsbeschäftigte 
(Maschinell erstellt, ohne Unterschrift gültig) 

13.09.2010 
Seite 1 von 1 

Aktenzeichen: 

S 33 AS 3869/10 ER 

(VNR: 205002) 

(bei Antwort bitte angeben) 

Bearbeiter: 

Frau Guthof 

Telefon 0231 541 5-669 

Telefax 0231 541 5-509 

Dienstgebäude: 
Ruhrallee 1-3 
441 39 Dortrnund 
Telefon 0231 5415-1 
Telefax 0231 5415-509 

Sie erreichen das Gericht 
mit den Stadtbahnlinien 
U41, U45, U47, U49, 
S-Bahn 
(Haltestelle Stadthaus). 

Sprechzeiten: 
Mo.-Fr. 8:30-13:30 Uhr 

Ofinungszeiten: 
Mo.-Do. 8:00-16:00 Uhr, 
Fr. Uhr 



Sozialgericht Dortmund 

Az.: S 33 AS 3869/10 ER 

Beschluss 

In dem Verfahren auf Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes 

Wilfried Mohr, lserlohner Straße 9, 58675 Hemer 

Antragsteller 

Arbeitsgemeinschaft Märkischer Kreis - Widerspruchsstelle -, vertreten durch den 
Geschäftsführer, Friedrichstraße 59/61, 58636 Iserlohn, Gz.: 498- 
3551 0BG0004170 eR 8311 0 

Antragsgegnerin 

hat die 33. Kammer des Sozialgerichts Dortmund am 13.09.201 0 durch den Vorsitzenden, 
Richter Dr. Hansmann, beschlossen: 

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung wird abgelehnt. 

Außergerichtliche Kosten haben die Beteiligten einander nicht zu erstatten. 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe und Beiordnung eines 
Rechtsanwaltes wird abgelehnt. 



Gründe: 

Die Beteiligten streiten über den Anspruch des Antragstellers auf Gewährung von 

ungekürztem Arbeitslosengeld I I. 

Der 1955 geborene Antragsteller steht seit längerem im Bezug von Leistungen nach dem 

Sozialgesetzbuch Zweites Buch - Grundsicherung für Arbeitssuchende - (SGB II). Seit 

dem 01.11.2008 bewohnt er eine Wohnung unter der Anschrift lserlohner Straße 9 in 

58675 Hemer. Die Antragsgegnerin bewilligte durch Bescheid vom 26.11.2009 für den 

Bewilligungszeitraum 01.01. bis 30.06.2010 Arbeitslosengeld II (669,00 EURO monatlich). 

Mit Bescheid vom 19.03.2010 stellte sie den Eintritt einer Kürzung der Regelleistung um 

30 V. H. im Zeitraum 01.04. bis 30.06.2010 wegen der Nichtteilnahme an einer Maßnahme 

zur Erhöhung der Eingliederungschancen in den ersten Arbeitsmarkt fest. Durch Bescheid 

vom gleichen Tage stellte sie eine weitere Absenkung für den vorgenannten Zeitraum 

wegen Nichtvorlage von mindestens 10 Bewerbungsbemühungen für den Zeitraum 

23.07.2009 bis 22.0 1.201 0 fest. Durch Bescheid vom 06.04.201 0 . stellte die 

Antragsgegnerin unter Angabe eines Meldeterminsversäumnisses am 19.03.201 0 den 

Eintritt einer Kürzung der Regelleistung um 10 V. H. im Zeitraum 01.05. bis 31.07.2010 

fest. Mit Bescheid vom 13.04.2010 stellte sie für denselben Zeitraum eine Kürzung der 

Regelleistung um 60 V. H. mit der Begründung fest, dass entgegen der Vereinbarung in 

der Eingliederungsvereinbarung bis zum 28.02.2010 keine Bewerbungsbemühungen 

nachgewiesen worden seien. Durch Bescheid vom 26.04.2010 verhängte die 

Antragsgegnerin für den vorgenannten Sanktionszeitraum eine weitere Sanktion im 

Umfang von 60 V. H. der maßgebenden Regelleistung mit der Begründung, dass der 

Antragsteller entgegen der Verpflichtung aus der Eingliederungsvereinbarung für März 

2010 keine Bewerbungsbemühung nachgewiesen habe. Ausweislich des 

Sanktionsbescheides bezog sich dieser nicht nur auf die Regelleistung, sondern auch auf 

die Leistungen für Unterkunft und Heizung. Mit Bescheid vom 19.05.2010 stellte die 

Antragsgegnerin für den Zeitraum 01.06. bis 31.08.2010 den Eintritt einer Kürzung der 

Regelleistung um 20 V. H. wegen Versäumung eines Meldetermins am 23.04.2010 fest 

und führte erneut aus, dass sich die Absenkung auf Regelleistung und Unterkunftskosten 

auswirke. Auf den Fortzahlungsantrag des Antragstellers vom 19.05.201 0 bewilligte die 

Antragsgegnerin mit Bescheid vom 26.05.2010 Arbeitslosengeld II für den Zeitraum 



01.07.201 0 bis zum 31 0   2.201 0 unter Berücksichtigung der für Juli (Bewilligungsbetrag: 

166,40 EURO) und August (597,20 EURO) festgesetzten Sanktionen (ab September 2010 

ohne Sanktionen: 669,00 EURO monatlich). Auf entsprechenden Antrag des Antragstellers 

vom 26.05.201 0 bewilligte die Antragsgegnerin ihm Warengutscheine. Durch 

Änderungsbescheid vom 21.06.2010 änderte sie die Bewilligung für den laufenden 

Bewilligungszeitraum unter Berücksichtigung der mittlerweile bekannt gewordenen 

Tätigkeit bei der Firma Bergtrans dahingehend ab, dass sie die Leistungen nur vorläufig 

unter Berücksichtigung eines Einkommens i. H. V. 104,00 EURO bewilligte. Durch 

Bescheid vom 08.07.2010 stellte die Antragsgegnerin den Eintritt einer Kürzung des 

Arbeitslosengeldes II um 100 V.  H. im Zeitraum 01.08. bis 31.10.2008 fest. Zur 

Begründung führte sie an, dass der Antragsteller entgegen der 

Eingliederungsverein barung vom 31.05.201 0 für Juni 201 0 keine 

Bewerbungsbemühungen vorgelegt habe. Gegen die vorgenannten Sanktionsbescheide 

und Bewilligungsbescheide wurde kein Widerspruch erhoben. Am 20.08.2010 beantragte 

der Antragsteller die Überprüfung der Bescheide vom 19.03.201 0, 06.04.201 0, 

13.04.201 0, 19.05.201 0 und 08.07.201 0 und hat bei Gericht unter demselben Datum um 

die Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes nachgesucht. 

Durch Bescheid vom 24.08.201 0 hat die Antragsgegnerin den Sanktionsbescheid vom 

08.07.2010 und durch Bescheid vom 02.09.2010 auch die Sanktionsbescheide vom 

19.03.201 0, 13.04.201 0 und 26.04.201 0 aufgehoben. 

Der Antragsteller verweist zur Begründung seines Antrages auf die sanktionsbedingt 

angelaufenen Rückstände der Mietzinszahlungen sowie der Stromabschlagszahlungen. Er 

ist der Auffassung, dass er akut von Obdachlosigkeit bedroht sei, da ihm die Vermieterin 

die fristlose Kündigung in Aussicht gestellt habe. 

Der Antagsteller beantragt schriftsätzlich sinngemäß, 

die Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung vorläufig bis zu einer 

rechtskräftigen Entscheidung in der Hauptsache zu verpflichten, ihm ungekürztes 

Arbeitslosengeld II zu gewähren. 

Die Antragsgegnerin beantragt schriftsätzlich, 

den Antrag abzulehnen. 



Sie ist der Auffassung, dass aufgrund der Aufhebung der meisten Sanktionen eine 

Eilbedürftigkeit nicht gegeben sei. Mittlerweile sei lediglich noch eine bestandskräftige 

Sanktion im Umfang von 20 V. H. der Regelleistung wirksam. Im Übrigen könne der 

Antragsteller durchaus die Entscheidung in der Hauptsache abwarten, da er aufgrund 

einer Nebentätigkeit über den Freibetrag 100,80 EURO pro Monat zusätzlich vereinnahme 

und demgegenüber aus der Sanktion vom 19.05.2010 nur eine Leistungskürzung von 

lediglich 70,80 EURO pro Monat bestünde. Eine akute Hilfebedürftigkeit sei von daher 

nicht zu erkennen. 

Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der Gerichtsakte 

sowie der beigezogenen Verwaltungsakte der Antragsgegnerin, die das Gericht 

beigezogen hat, Bezug genommen. 

II. 

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung ist unzulässig. 

Soweit die gegen den Antragsteller festgesetzten Sanktionen aufgehoben worden sind und 

er nicht mehr beschwert ist, besteht kein Rechtsschutzbedürfnis mehr für die Gewährung 

von einstweiligem Rechtsschutz. 

Bei Antragstellung bei Gericht war die mit bestandskräftigem und nicht aufgehobenem 

Bescheid vom 06.04.201 0 festgesetzte Sanktion bereits abgelaufen (3 1.07.201 0). Für 

Eilrechtsschutz bestand diesbezüglich ebenfalls kein Rechtsschutzbedürfnis. 

Soweit der Antragsteller für den Monat Juni 2010 noch durch den Bescheid vom 

19.05.2010 beschwert war, so wäre diesbezüglich ein Antrag auf Anordnung der 

aufschiebenden Wirkung eines einzulegenden Widerspruchs (§ 86b Abs. 1 Nr. 2 SGG) 

statthaft gewesen, da durch den Sanktionsbescheid in die Bewilligung aus dem Bescheid 

vom 26.11.2009 für den Zeitraum 01.01. bis zum 30.06.201 0 eingegriffen wurde. Ein 

Widerspruch ist nicht erhoben worden. Für den entsprechenden Antrag auf Eilrechtsschutz 

fehlt es mithin am Rechtsschutzbedürfnis. 



Hinsichtlich des Bewilligungszeitraumes 01.07. bis zum 31.12.201 0 berücksichtigte der 

Bescheid vom 26.05.2010 bereits die Sanktion vom 19.05.2010 für die Monate Juli und 

August 201 0. Die Anordnung der aufschiebenden Wirkung eines Widerspruches führte 

diesbezüglich nicht zu einer höheren Leistungsgewährung. Statthaft ist daher ein Antrag 

auf Erlass einer einstweiligen Anordnung (§ 86b Abc. 2 SGG). 

Der Antrag ist jedoch nach Überzeugung der Kammer auch unzulässig, soweit er sich 

gegen die Wirkungen von Sanktionsbescheiden richtet, die in Bestandskraft erwachsen 

sind (vgl. die Rechtsprechung der Kammer, Beschluss vom 26.08.2010, S 33 AS 3302110 

ER). Diesbezüglich besteht kein Rechtsschutzbedürfnis für ein Eilverfahren, da der 

Antragsteller sein Antragsziel in einem anderen Verwaltungsverfahren, eben in dem 

Verfahren des § 44 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch - Sozialverwaltungsverfahren und 

Sozialdatenschutz - (SGB X), erreichen kann, so dass grundsätzlich kein Grund gegeben 

ist, von dem durch die Bestandskraft eingetretenen Verbrauch des 

Rechtsschutzanspruches aus Artikel 19 Abs. 4 Grundgesetz abzuweichen (vgl. Krodel, 

Das sozialgerichtliche Eilverfahren, 2. Auflage (2008), Rdnr. 32). Der Antragsteller hatte 

hier die Möglichkeit, innerhalb der Rechtsbehelfsfrist Widersprüche einzulegen und 

sodann um Eilrechtsschutz nachzusuchen. Die Rechtsbehelfsbelehrung der 

Sanktionsbescheide begegnet keinen Bedenken. Dass der Antragsteller nicht fristgerecht 

den einschlägigen Rechtsbehelf eingelegt und den Sanktionsbescheid in Bestandskraft 

erwachsen lassen hat, gestattet, ihn auf das Verfahren nach § 44 SGB X zu verweisen. Es 

darf erwartet werden und ist zu fordern, dass der Hilfebedürftige alles, was in seiner Macht 

steht, getan hat, um seinen Anspruch gegenüber der Behörde durchzusetzen. Dazu zählt 

selbstverständlich auch die Einlegung von zulässigen Rechtsbehelfen und Rechtsmitteln. 

Dieser Verpflichtung ist der Antragsteller nicht nachgekommen. Denn er hat gegen die 

Sanktionsbescheide innerhalb der W iderspruchsfrist keinen Widerspruch eingelegt. Die 

Bescheide sind daher bestandskräftig geworden (§ 77 SGG). Der Antrag auf Erlass einer 

einstweiligen Anordnung ist unzulässig, wenn der belastende Bescheid bestandskräftig ist 

(vgl. Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 9. Auflage (2008), § 86 b Rdnr. 26e; LSG 

NRW, Beschluss vom 12.03.2009, B 19 B 45109 AS ER; offen gelassen: LSG NRW, 

Beschluss vom 09.07.2009, L 7 B 133109 AS; zitiert nach Juris). 

Es kann daher dahinstehen, dass der Antragsteller überdies eine Eilbedürftigkeit nicht 

glaubhaft gemacht hat, da er weder eine fristlose Kündigung des Mietverhältnisses, noch 

eine Räumungsklage und Androhung einer Versorgungssperre vorgetragen und belegt 

hat. Diesbezüglich hätte er auch zunächst einen Antrag auf darlehensweise Übernahme 



bei der Antragsgegnerin stellen müssen. Die Kammer geht davon aus, dass der 

Antragsteller mittlerweile durch die Aufhebung der Sanktionen und die Nachzahlungen der 

Leistungskürzungen in der Lage ist, die sanktionsbedingten Rückstände des Mietzinses 

und der Stromabschläge zu tilgen. Hinsichtlich der Eilbedürftigkeit hat die Antragsgegnerin 

auch zutreffend daraufhingewiesen, dass er aufgrund zufließenden Einkommens aus 

. seiner Nebentätigkeit und des diesbezüglich gewährten Freibetrages seinen 

Lebensunterhalt auch während der Laufzeit dieser Sanktion sichern kann. Die Kürzung um 

71,80 EURO fällt vor diesem Hintergrund nicht dermaßen ins Gewicht, als das von einer 

akuten Notlage auszugehen wäre, die ein Abwarten der Hauptsacheentscheidung nicht 

zumutbar machte. Im Übrigen spricht die Kammer in der Regel in ständiger 

Rechtsprechung im Wege des Erlasses einer einstweiligen Anordnung nur einen 

vorläufigen Anspruch von maximal 70 V. H. der zustehenden Regelleistung zuzüglich der 

Kosten der Unterkunft und Heizung aus. 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 

Der Antragsteller hat keinen Anspruch auf Kostenerstattung im Hinblick darauf, dass die 

Bescheide vom 19.03., 13.04., 26.04. und 08.07.2010 erst im Laufe des Eilverfahrens mit 

Bescheiden vom 24.08.2010 und vom 02.09.2010 aufgehoben worden sind. Es war ihm 

zumutbar, zunächst die Bescheidung seiner Überprüfungsanträge abzuwarten, da er den 

jeweils vorgesehenen Rechtsbehelf des Widerspruchs nicht fristgerecht eingereicht hat 

(vgl. die Rechtsprechung der Kammer, Beschluss vom 26.08.2010, S 33 AS 330211 0 ER). 

Der Antrag auf Prozesskostenhilfe war mangels Erfolgsaussichten des Antragsbegehrens 

abzulehnen. 

Der Beschluss ist gem. § 172 Abs. 3 Nr. 1 SGG unanfechtbar, da in der Hauptsache die 

Berufung nach § 144 Abs. 1 Nr. 1 SGG nicht kraft Gesetzes zulässig wäre, sondern der 

Zulassung bedürfte. Denn der Wert des Beschwerdegegenstandes liegt unter der 

Berufungssumme von 750,00 EURO. 

Ausgefertigt 

Dr. Hansmann 

Richter 

Guthof, Regierungsbeschäft
f
igte 

als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 



I Faxabsender: +49 2371 905 859 ARGE HK Widerspruch 

Der ~elh8ftsfiihrer 
I 

WldarspruOhS- und ~/agsstslle 

Ihr Zeichen: S 33 AS 386911 0 ER 
Ihre Nachrlcht: 13.09.201 0 
Mein Zeichen: 498 - 3551 0BG0004170 

V +  pf & Y  d *. eR 83410 
.s 77 (Ba1 J4d8r Antworl bllfb bnQdbPn) 

Sozialgerlcht Oortmund 
Ruhrallee 3 Name: Frau ~bckstmh 
441 39 Dortmund Durchwahl: 02371 905 428 

Anis- 
Datum; . 13.09.201 0 

Rechtsstreit Wilfried Mohr .I. ARGE MK - Dienststelle lserlohn 
S 33 AS 3869110 ER 

Bezugnehmend auf unser heutiges Telefonat übersende ich die ~ufhkbungsbescheide der 
Sanktionen vom 19.03, 13.04. und 26.04. 

Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 

Olrnilgabllude Tmldm BankvsrRlndun~ hnungusiten 
Fzibdricriatr. 9 -61  02371 905 750 Reglwi~ldlmkiicn Nordrhain. MB - Mi 7.30 - 12,x  Uhr 

58636 1sdohn Telelax Bundb3bsnk 7,30.18.00 Uhr 
Ql$Ci 1 0025ß9SO 799' S I 2  4 3 W 6 0  Ft 7.30 - 12.30 Uhr 

Kto,Nr. 4 M D l B O l  
EIC: MARKbEFl4M lntsrnst 

w,sipe.mk.de \BAN, 
DE47430P00009943WIeol 



Entwurf 

ARGE HK Widerspruch 13/89/18 89:26 S .  : 3/3 

I 

~eeib i i lor l~ in.  Frm~ Manika Glliier 
Dokumctiil: Ü~rprlj(iing. Alrcknlkm) n ~ h  $44 SGB X- 

2408100837~Frnu Monikr 0:lnar 
abgsmalrdt im: 
ARGE MK - Oio~istelle lasrl6kn, ~osllach 1152. 58581 IirfIakn 

L!' ~ ä j k i r c h e r  Kreis 

Der GeschäftsfUhrer 

Ihr Zeichen: 
Ihre Nachricht: 
Mein Zeichen: 415-~ur(dennurnrner 355D060407 

1 (Bei jsdr Anlwofi billo anwbenJ 
~ 3 ~ ~ 0 0 8 0 ~ 0 7 '  BG-Nummer: 3551 OBG0004170 
Herrn 
Wilfried Mohr Name' Frau Gilrier 
Isertohner Str. 9 Durchwahl. 02372 5577 61 

-58-*C C-Mad- 

Datum. 24. Augiust 201 0 

Rücknahme meines Bescheides 

Sehr geehrter Herr Mohr, 

meinen Sanktionsbescheid vom 8. Juli 2010 nehme ich zurück. 

Meine Entscheidung beruht auf g 44 des Zehnten Buches Sozialgesetzbudh. 

Rechtsfolgenbelehrung 
Gegen diesen Bescheid ist der Widerspruch zul3ssig. Der Widerspruch ist ischriftlich oder zur 
Niederschrift bei der im Briefkopf genannten Stelle einzureichen, und zwar'innerhalb eines 
Monats, nachdem dieser Bescheid Ihnen bekannt gegeben worden ist. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

Gilner 
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M ä r k i s c h e r  Kreis 
Der Geschäftsführer 

ARGE MK . Wsnrtstelia Ismflahn. PosneEh 1152.58581 laadäin 

ihr Zeichen: 
Ihre Nachricht: 
Mein Zeichen* 41 5-Kundennummei: 355D060407 
(04 wer mwwf bille angebs$) 

355006040?' BG-Numme~ 35510$G0004170 
Herrn 
Wilfned Mohr Name: Frau Ciiinar 
Iserlohner Str. 9 Durchwahl: 02372 5577 61 

5FIfi75Hemer + 

Datum: 02 September 201 0 

Rücknahme meines Bescheides 

Sehr geehrter Herr Mohr, 

meine Sanktionsbescheide vom 19. März 201 0, 13. April 201 0 und 26. Apr/l2010 nehme ich 
zurück. 

Meine Entscheidung beruht auf 5 44 des Zehnten Buches SozialgesetzbuCh. 

Rechtsfolgenbelehrung 
Gegen diesen Bescheid ist der Widerspruch zulässig. Der Widerspruch ist ;schriftlich oder zur 
Niederschrift bei der Agentur für Arbeit Hemer einzureichen, und zwar innerhalb eines Mo- 
nats, nachdem dieser Bescheid Ihnen bekannt gegeben worden ist. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

Gilner 

Dlahdtgabiiude Tahfbn Bankvotölndung Omiung~raiun 
Hdderner~pleh 48 07372 5577 25 Rqiansldirektlon Nordrhak Mb 7.30- 17.56 Uhr 
58675 Hcmw Talafar 6vnds:hnk Di -Fr 7.30. t2.30 Uhf 

023- 5577 93 BLZ d30OWXfJ 
Kto.Nr, 43Wlß01 

lnternmt 8IC: MRKDEF 1436 
W orgci-mk.db IBAN: 

DE47d3WM)WW43W1801 


